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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist mit Nachdruck darauf hin, dass Mittel in ausreichender Höhe bereitgestellt werden 
müssen, damit die EU ihrer Rolle als weltweit agierendem Akteur gerecht werden kann, 
der Verantwortung trägt für die Förderung von Frieden und Stabilität, die Bekämpfung 
der Armut, die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und die auch in Zukunft zu 
gewährleistende Achtung der Grundrechte und der Menschenrechte in der Welt;

2. bekräftigt das Argument, dass Rubrik IV des Haushaltsplans der EU für 2012 
unterfinanziert ist und der unter dieser Rubrik verfügbare Spielraum nicht ausreicht, um 
den größeren politischen Herausforderungen in unseren Nachbarländern und weltweit 
begegnen zu können; fordert deshalb die Inanspruchnahme der Flexibilitätsmechanismen, 
die die IIV, die derzeit Gegenstand einer Überprüfung ist, vorsieht, mit dem Ziel der 
Bereitstellung der notwendigen Finanzmittel;

3. betont in diesem Zusammenhang erneut, dass die Nachbarstaaten südlich des Mittelmeers 
eine angemessene Unterstützung erhalten müssen, damit so ein Beitrag zum Übergang 
zur Demokratie und zum Aufbau demokratischer Institutionen geleistet wird;

4. hält die vorgeschlagenen Kürzungen der Mittel für den Friedensprozess in Palästina für 
inakzeptabel, da sie die Sicherheit und das Auskommen der Flüchtlinge sowie die 
derzeitigen Bemühungen, mit denen ein lebensfähiger palästinensischer Staat 
gewährleistet werden soll, untergraben würden; warnt davor, dass solche Kürzungen 
schließlich zu einem äußerst gefährlichen Punkt führen könnten, an dem es kein Zurück 
mehr gibt; fordert erneut eine klare Strategie für Palästina, die die finanzielle Hilfe der 
Europäischen Union mit einer stärkeren politischen Rolle der EU im Friedensprozess in 
den Beziehungen zu beiden Konfliktparteien verknüpft;

5. spricht sich dafür aus, dass die Mittel für das EIDHR einschließlich der 
Wahlbeobachtungsmissionen sowie für das DCI, das ICI + und das IfS mindestens auf 
der gleichen Höhe wie 2011 bleiben müssen; befürwortet in Bezug auf das IfS die 
Unterstützung der entsprechenden UN-Gremien, die für den Schutz von Frauen und 
Kindern vor Gewalt und bewaffneten Konflikten zuständig sind;

6. erinnert daran, dass die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik durchgeführt werden 
muss, während gleichzeitig die Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung zu 
gewährleisten ist, wobei die eingegangene Verpflichtung, dass für die Bekämpfung der 
Armut in bestimmten Regionen vorgesehene, aber nicht in Anspruch genommene Mittel 
diesen Ländern in den gleichen Regionen erneut zugeteilt werden müssen, wenn 
weiterhin ein größerer Bedarf im Bereich der Armutsbekämpfung und nachweislich 
Aufnahmekapazität besteht;
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7. verweist auf die Entschließungen vom 10. März 2011 zur Vorgehensweise der EU 
gegenüber dem Iran1, vom 24. März 2011 zu den Beziehungen der Europäischen Union 
zum Golf-Kooperationsrat2 und vom 16. Dezember 2010 zu einer neuen Strategie für 
Afghanistan3 und die Notwendigkeit, gezielte Folgemaßnahmen zu den darin 
angenommenen Bestimmungen auf der Ebene des Haushaltsplans vorzusehen;

8. spricht sich für den von der Kommission vorgeschlagenen Haushaltsentwurf zur 
Unterstützung der Kandidatenländer mit Blick auf die Erweiterung aus;

9. betont, dass der EAD mit den notwendigen Haushaltsmitteln ausgestattet werden muss, 
damit er die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin bei der Durchführung der EU-
Außenpolitik und der Sicherstellung der Kohärenz im Bereich des auswärtigen Handelns 
der EU unterstützen kann; weist insbesondere auf die Notwendigkeit hin, den Stab der 
politischen Mitarbeiter in den EU-Delegationen aufzustocken; ist deshalb der Ansicht, 
dass die von der Kommission in Einzelplan X des Entwurfs des Haushaltsplans 
vorgeschlagenen Mittel wieder eingesetzt werden sollen; besteht jedoch darauf, dass den 
dem Parlament im Zuge der Einrichtung des EAD von der Hohen 
Vertreterin/Vizepräsidentin gegebenen Zusagen voll und ganz entsprochen werden muss, 
damit die demokratische Legitimität der EU-Außenpolitik gestärkt wird.

                                               
1 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0096.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0109.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0490.


